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Vorblatt 


Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das nationale Steuerrecht muß bis zum 1. Januar 1972 der EG- 
Richtlinie betreffend die indirekten Steuern auf die Ansamm- 
lung von Kapital angepaßt werden. Insbesondere muß der 
geltende Gesellschaftsteuersatz von 2,5 v. H. in einem Rahmen 
von 1 bis 2 v. H. neu festgelegt werden. Das Kapitalverkehr- 
steuergesetz ist auch daraufhin zu prüfen, inwieweit die Bun- 
desrepublik unverbindlichen Harmonisierungsempfehlungen 
entsprechen kann. 


B. Lösung 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz wird an die EG-Richtlinie an- 
gepaßt; der Gesellschaftsteuersatz wird ab 1972 auf 2 v. H. und 
ab 1974 auf 1 v. H. gesenkt. Mit einer Reihe weiterer Änderun- 
gen wird einzelnen Harmonisierungsempfehlungen entsprochen, 
ohne die wesentlichen Grundsätze des geltenden Rechts aufzu- 
geben. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat wird am 12. November 1971 Stellung nehmen. 
Die Steuerreformkommission empfiehlt eine ersatzlose Abschaf- 
fung der Gesellschaftsteuer. 


D. Kosten 

Geschätzte Mindereinnahmen an Gesellschaftsteuer zu Lasten 
des Bundes 


1972 65 Millionen DM 

1973 78 Millionen DM 

1974 205 Millionen DM 

1975 240 Millionen DM. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad GodeF.berg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2769 


Sachgebiet 611 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1971 

1/4 (IV/4) — 522 12 — Ka 1/3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes und anderer 
Gesetze 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
1. Oktober 1971 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates mit der Gegenäußerung 
der Bundesregierung wird nachgereicht werden. *) 


Brandt 


*) folgt als ^ Drucksache Vl/27d9 
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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes und anderer 

Gesetze 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Juli 1959 (Bundesge- 
setzbl. I S. 530), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Körperschaftsteuergesetzes und 
anderer Gesetze vom 15. August 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1182), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Nummer 5 wird durch folgende 
neue Nummer 5 ersetzt: 

„5. die Verlegung der Geschäftsleitung oder 
des satzungsmäßigen Sitzes einer aus- 
ländischen Kapitalgesellschaft in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, wenn die 
Kapitalgesellschaft durch diese Verlegung 
zu einer inländischen wird. Dies gilt hirht, 
wenn die Kapitalgesellschaft vor der Ver- 
legung der Geschäftsleitung oder des 
satzungsmäßigen Sitzes in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft für die Erhebung der Ge- ^ 
seilschaftsteuer als Kapitalgesellschaft | 
angesehen wurde;". | 

b) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die Zuführung von Anlage- oder Betriebs- 
kapital durch eine ausländische Kapital- 
gesellschaft an ihre inländische Nieder- i 
lassung, auch wenn sie rechtlich selb- 
ständig ist. Dies gilt nicht, wenn 

a) die ausländische Kapitalgesellschaft 
ihre Geschäftsleitung oder ihren sat- 
zungsmäßigen Sitz in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft hat und auch in diesem | 
Mitgliedstaat für die Erhebung der 
Gesellschaftsteuer als Kapitalgesell- 
schaft angesehen wird, oder 

b) die Niederlassung eine inländische 
Kapitalgesellschaft ist; in diesem Fall 
gelten die Nummern 1 bis 4." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: ! 

I 

I 

„(1) Der Gesellschaftsteuer unterliegt ein : 
Darlehen, das ein Gesellschafter einer inlän- , 
dischen Kapitalgesellschaft gewährt, soweit j 


der Gesellschaft durch die Darlehensgewäh- 
rung Kapital zum Ausgleich einer nicht in 
dem verkehrsüblichen Umfang vorhandenen 
Eigenkapitalausstattung zugeführt wird. Das 
liegt insbesondere vor, wenn durch die Dar- 
lehensgewährung die Zahlungsunfähigkeit der 
Kapitalgesellschaft abgewendet oder hinaus- 
geschoben wird." 

b) In Absatz 2 wird Satz 2 gestridien. 

3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

Kapitalgesellschaften 

(1) Kapitalgesellschaften sind 

1. Aktiengesellschaften, 

2. Kommanditgesellschaften auf Aktien, 

3. Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

sowie die Gesellschaften belgischen, französi- 
schen, italienischen, luxemburgischen und nie- 
derländischen Rechts, die den in den Nummern 1 
bis 3 bezeichneten Gesellschaften entsprechen, 

(2) Als Kapitalgesellschaften im Sinne dieses 
Gesetzes gelten auch 

1. Gesellschaften, Personenvereinigungen und 
juristische Personen, deren Anteile in einem 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft börsenfähig sind; 

2. Gesellschaften, Personenvereinigungen und 
juristische Personen, die Erwerbszwecke ver- 
folgen und deren Mitglieder 

a) ihre Anteile ohne vorherige Zustimmung 
an Dritte veräußern können und 

b) für Schulden der Gesellschaft, Personen- 
vereinigung oder juristischen Person nur 
bis zur Höhe ihrer Beteiligung haften; 

3. Kommanditgesellschaften, zu deren persönlich 
haftenden Gesellschaftern eine der in Absatz 1 
oder in den Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Gesellschaften gehört. Dies gilt entsprechend 
für Kommanditgesellschaften, zu deren per- 
sönlich haftenden Gesellschaftern eine als 
Kapitalgesellschaft geltende Kommanditge- 
sellschaft gehört. 

(3) Kapitalgesellschaften gelten als inlän- 
dische, wenn 

1. der Ort ihrer Geschäftsleitung sich im Inland 
befindet oder 
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2. sie ihren satzungsmäßigen Sitz im Inland ha- 
ben und der Ort ihrer Geschäftsleitung sich 
nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft befindet. 

(4) Als ausländische Kapitalgesellschaften gel- 
ten die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Gesellschaften, soweit sie nicht nach Absatz 3 als 
inländische Kapitalgesellschaften anzusehen 
sind." 

4. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden hinter dem Wort „An- | 
teile," die Worte „ausgenommen die Anteile 
der persönlich haftenden Gesellschafter einer 
Kommanditgesellschaft im Sinne des § 5 
Abs. 2 Nr. 3," eingefügt. 

b) In Nummer 3 werden hinter dem Wort „Ge- 
winn" die Worte „oder am Liquidationserlös" 
eingefügt. 

c) Nummer 4 wird gestrichen. 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 erhält der erste Halbsatz 
folgende Fassung: 

„die ausschließlich der Versorgung der Be- 
völkerung mit Wasser, dem öffentlichen Ver- 
kehr oder dem Hafenbetrieb dienen,". 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Von der Besteuerung ausgenommen ! 
sind Rechtsvorgänge im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, wenn und soweit der Erwerb der Ge- 
sellschaftsrechte beruht auf 

1. der Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
in eine Kapitalgesellschaft anderer Rechts- 
form. Dies gilt nicht für die Anteile, die 
erst durch die Umwandlung zu Gesell- 
schaftsrechten im Sinne dieses Gesetzes 
werden; 

2. einer Erhöhung des Nennkapitals durch 
Umwandlung von 

a) offenen Rücklagen, 

b) Rechten oder Forderungen im Sinne 
des § 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 

c) Darlehen eines Gesellschafters, deren 
Gewährung der Gesellschaftsteuer un- 
terlegen hat. 

Dies gilt bei Kapitalgesellschaften nach § 5 
Abs. 2 Nr. 3 entsprechend für Rechtsvorgänge 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2." 

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

.§ 8 

Steuermaßstab 

Die Steuer wird berechnet 

1. beim Erwerb von Gesellschaftsrechten (§ 
Abs. 1 Nr. 1) 


a) wenn eine Gegenleistung zu bewirken ist, 
vom Wert der Gegenleistung. 

Zur Gegenleistung gehören auch die von 
den Gesellschaftern übernommenen Ko- 
sten der Gesellschaftsgründung oder Ka- 
pitalerhöhung, dagegen nicht die Gesell- 
schaftsteuer, die für den Erwerb der Ge- 
sellschaftsrechte zu entrichten ist. Als 
Wert der Gegenleistung gilt mindestens 
der Wert der Gesellschaftsrechte ; 

b) wenn eine Gegenleistung nicht zu bewir- 
ken ist, 

vom Wert der Gesellschaftsrechte; 

2. bei Leistungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 4) 
vom Wert der Leistung; 

3. bei der Verlegung der Geschäftsleitung oder 
des satzungsmäßigen Sitzes einer ausländi- 
schen Kapitalgesellschaft (§ 2 Abs. 1 Nr. 5) 

vom Wert der Gesellschaftsrechte; 

4. bei der Zuführung von Anlage- oder Betriebs- 
kapital an inländische Niederlassungen aus- 
ländischer Kapitalgesellschaften (§ 2 Abs. 1 
Nr. 6) 

vom Wert des Anlage- oder Betriebskapi- 
tals; 

5. bei der Gewährung von Darlehen und dem 
Erwerb und der Stundung von Forderungen 
(§ 3 ) 

vom Wert des Darlehens oder der Forde- 
rung. 

Soweit Gesellschaftsrechte einen Nennwert ha- 
ben, gilt als Wert der Gesellschaftsrechte (Num- 
mern 1 und 3) mindestens der Nennwert abzüg- 
lich der darauf ausstehenden Einlagen." 

7. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Steuersatz 

(1) Die Steuer beträgt 

1. bis zum 31. Dezember 1973 2 vom Hundert, 

2. ab 1. Januar 1974 1 vom Hundert. 

(2) Die Steuer ermäßigt sich um 50 vom Hun- 
dert 

1. bei Rechtsvorgängen im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4, soweit sie zur Deckung einer 
Überschuldung oder zur Deckung eines Ver- 
lustes an dem durch den Gesellschaftsvertrag 
oder die Satzung festgesetzten Kapital erfor- 
derlich sind. Beruhen die Rechtsvorgänge auf 
einer Erhöhung des Kapitals einer inländi- 
schen Kapitalgesellschaft, so ist ferner Vor- 
aussetzung, daß diese Erhöhung dem Aus- 
gleich einer nicht mehr als vier Jahre zurück- 
liegenden Herabsetzung des Kapitals dient; 

2. bei Zubußen an inländische bergrechtliche 
Gewerkschaften, soweit die Zubußen zur Be- 

2 i seitigung von Schäden der folgenden Art er- 

1 forderlich sind: 


3 



Drucksache VI/2769 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


a) Bergwerkschäden (Schäden, die durch Un- i 
glücksfälle oder durch Naturereignisse an j 
dem von der Gewerkschaft betriebenen , 
Bergwerk entstanden sind), 

b) Bergschäden (Schäden, die durch den Be- 
trieb des Bergwerks entstanden sind und 
zu deren Ersatz der Bergwerksbesitzer als 
solcher verpflichtet ist); 

3. beim Erwerb von Gesellschaftsrechten an 
einer inländischen Kapitalgesellschaft, wenn 
und soweit auf diese Kapitalgesellschaft als 
Gegenleistung das gesamte Vermögen, ein 
Betrieb oder ein Teilbetrieb einer anderen 
Kapitalgesellschaft übertragen wird. Voraus- 
setzung ist, daß die andere Kapitalgesellschaft 
ihre Geschäftsleitung oder ihren satzungs- 
mäßigen Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft hat und für 
die Erhebung der Gesellschaftsteuer als Ka- 
pitalgesellschaft angesehen wird. Die Steuer- 
ermäßigung entfällt, wenn die Kapitalgesell- 
schaft, an der Gesellschaftsrechte erworben 
werden, für die übernommenen Sacheinlagen 
bare Zuzahlungen von mehr als zehn vom 
Hundert des Nennwertes der Gesellschafts- 
rechte leistet oder sonstige Leistungen ge- 
währt." 

8. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 


Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze 
§ 1 

Das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei 
Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 
und bei Überlassung von eigenen Aktien an Arbeit- 
nehmer in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Oktober 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 977) wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 wird gestrichen. 

§ 2 

Das Verkehrsfinanzgesetz 1955 vom 6. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 166), zuletzt geändert durch 
das Gasöl-Verwendungsgesetz^ — LandwirtscLiaft vom 
22. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1339), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt IV wird Artikel 6 Abs. 2 gestrichen. 

2. In Abschnitt V wird Artikel 7 Abs. 2 gestrichen. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf dient der Durchführung der 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249/25 
vom 3. Oktober 1969), der die Mitgliedstaaten zum 

1. Januar 1972 nachkommen müssen. Diese Richt- 
linie enthält in den Artikeln 1 bis 9 Vorschriften zur 
Harmonisierung der Gesellschaftsteuer. Die Arti- 
kel 10 bis 12 regeln, inwieweit neben oder anstelle 
der Gesellschaftsteuer andere Steuern und Abgaben 
erhoben werden dürfen, und außerdem verbietet 
Artikel 11 Buchstabe b jegliche Besteuerung von in 
Wertpapieren verbrieften Anleihen. 

Die von der Bundesregierung vorgesehenen Ände- 
rungen des Kapitalverkehrsteuergesetzes (KVStG) 
und anderer Gesetze beschränken sich darauf, das 
deutsche Gesellschaftsteuerrecht den Harmonisie- | 
rungsvorschriften anzupassen. Weiterer Änderun- 
gen bedarf es nicht, denn soweit im Zusammenhang 
mit Vorgängen, die in den Anwendungsbereich der 
harmonisierten Gesellschaftsteuer fallen, eine Be- 
lastung durch andere öffentlich rechtliche Abgaben 
entsteht, ist das deutsche Recht durch die Richtlinie 
gedeckt. Dies gilt sowohl für die Börsenumsatz- 
steuer, die Grunderwerbsteuer und die Umsatz- 
steuer (Mehrwertsteuer) als auch für die gericht- 
lichen und notariellen Gebühren. Die Wertpapier- 
steuer, deren Erhebung nach der Richtlinie nicht 
mehr zulässig wäre, ist bereits durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes und des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 25. März 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 147) mit Wirkung ab 1. Januar 
1965 abgeschafft worden. 

Für die Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht 
gilt gemäß Artikel 189 Abs. 3 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft der Grundsatz, daß die Richtlinie die Mit- 
gliedstaaten nur hinsichtlich des zu erreichenden 
Zieles bindet, den innerstaatlichen Stellen jedoch 
die Wahl der Form und der Mittel überläßt. Hier- 
von ausgehend ist zunächst festzustellen, daß die 
deutsche Gesellschaft den unter wirtschaftlicher Be- | 
trachtungsweise auszulegenden Vorschriften der | 
Richtlinie weitgehend entspricht. Deshalb besteht i 
keine Veranlassung, die Struktur der Steuer grund- 
legend zu ändern. Vielmehr erscheint es im Inter- 
esse der Steuerzahler und der Verwaltung geboten 
und zweckmäßig, die grundsätzlichen Vorschriften 
des geltenden Gesellschaftsteuerrechts soweit wie 
möglich beizubehalten. Dies gilt insbesondere für ; 
die Vorschriften über die wichtigsten Steuertat- 
bestände (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 KVStG), für deren 
Auslegung auch in Zukunft weitgehend auf die bis- 
herige Rechtsprechung zurückgegriffen werden 
kann. 


Die Vorschriften der Richtlinie über die harmoni- 
sierte Gesellschaftsteuer sind zum Teil zwingend, 
zum Teil aber auch so gefaßt, daß die Mitglied- 
staaten berechtigt sind, innerhalb festgelegter Gren- 
zen den Umfang der Steuerpflicht und die Höhe der 
Steuer nach ihrem Ermessen zu bestimmen. Die 
Steuerreformkommission hat vorgeschlagen, diesen 
Gesetzgebungsspielraum in der Weise auszunutzen, 
daß die Besteuerung auf das durch die Richtlinie 
vorgeschriebene Mindestmaß beschränkt wird. Die- 
sem Vorschlag vermag die Bundesregierung sich 
nicht anzuschließen. Sie ist von folgenden grund- 
sätzlichen Überlegungen ausgegangen: 

1. Während der in Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie 
abgegrenzte Begriff der Kapitalgesellschaft im 
wesentlichen dem geltenden deutschen Gesell- 
schaftsteuerrecht entspricht, erweitert Artikel 3 
Abs. 2 Satz 1 diesen Begriff um alle anderen 
Gesellschaften, Personenvereinigungen und juri- 
stischen Personen, die einen Erwerbszweck ver- 
folgen. Die Bundesregierung hält diese Erweite- 
rung, die im Ermessen der Mitgliedstaaten steht, 
insoweit für geboten, als sie Kommanditgesell- 
schaften betrifft, zu deren persönlich haftenden 
Gesellschaftern eine Kapitalgesellschaft gehört. 
Da diese Kommanditgesellschaften — der Regel- 
fall ist die GmbH & Co. KG — in ihrer recht- 
lichen Ausgestaltung den Kapitalgesellschaften 
im eigentlichen Sinne stark angenähert sind, 
sollen sie künftig für die Gesellschaftsteuer als 
Kapitalgesellschaften gelten. Das hat zur Folge, 
daß über die bisherige Regelung hinaus einer- 
seits sämtliche Tatbestände der Steuer unter- 
liegen, andererseits aber auch alle Befreiungs- 
vorschriften (wie z. B. § 29 des Umwandlung- 
steuergesetzes 1969) anwendbar werden. Mit 
dieser Erweiterung soll es aber sein Bewenden 
haben, weil insbesondere die Einbeziehung an- 
derer Personenhandelsgesellschaften und der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nicht 
dem Wesen der Gesellschaftsteuer als einer 
Kapitalverkehrsteuer entsprechen würde. 

2. Ein Verzicht auf die nach geltendem Recht be- 
stehenden Steuertatbestände des § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 KVStG kann nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht in Betracht gezogen werden. 
Ebenso kann auf die Besteuerung kapital- 
ersetzender Gesellschafterdarlehen nicht ver- 
zichtet werden. Eine Änderung des § 3 Abs. 1 
KVStG war im Hinblick auf die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs im Urteil vom 3. Dezem- 
ber 1969 (Bundessteuerblatt 1970 Teil II Seite 279) 
erforderlich. 

3. Die Bundesregierung hält es nicht für vertret- 
bar, die für Versorgungsbetriebe der Gebiets- 
körperschaften geltende Befreiungsvorschrift 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 2 KVStG) in dem bisherigen Um- 
fang beizubehalten oder sie sogar auszudehnen. 


5 



Drucksache VI 72769 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Es ist vielmehr zur Herstellung gleicher Wett- : 
bewerbsverhältnisse geboten, alle Kapitalgesell- 
schaften, die der Versorgung der Bevölkerung 
mit Gas, Elektrizität oder Wärme dienen, gesell- 
schaftsteuerlich gleich zu behandeln und insoweit 
die bisherige Privilegierung der in öffentlicher 
Hand befindlichen Kapitalgesellschaften zu be- | 
seifigen. 

Die Steuervergünstigungen, die nach dem Ge- j 
setzentwurf bestehen bleiben sollen, sind zum 
Teil in der Richtlinie nicht vorgesehen, jedoch | 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ihre 
Beibehaltung im Hinblick auf Artikel 9 der Rieht- ! 
linie gerechtfertigt ist. Es handelt sich hierbei j 
um die Befreiungen, die nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 I 
KVStG zugunsten der Vermögensverwaltungs- | 
gesellschaften nicht rechtsfähiger Berufs- | 
verbände, nach § 1 des Gesetzes über Steuer- i 
liehe Maßnahmen bei der Stillegung von Stein- 
kohlenbergwerken für die Aktionsgemeinschaft 
Deutsche Steinkohlenreviere GmbH und nach i 
Artikel 8 § 4 Abs. 5 und 6 des Steueränderungs- | 
gesetzes 1969 für die Ruhrkohle AG und ihre i 
Betriebsführungsgesellschaften gelten, sowie um 
die Steuerermäßigung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 ! 
KVStG für die zur Beseitigung von Bergwerk- | 
Schäden und Bergschäden erforderlichen Zu- j 
büßen an inländische bergrechtliche Gewerk- i 
schäften. 

4. Der Gesellschaftsteuersatz, der zur Zeit 2,5 v. H. : 
beträgt, darf nach der Richtlinie vom 17. Juli 1969 | 
nicht über 2 v. H. und nicht unter 1 v. H. liegen. ' 
Aus haushaltsmäßigen Gründen wäre es nicht I 
vertretbar, schon ab 1. Januar 1972 eine Senkung i 
auf 1 V. H. vorzunehmen. Der Satz soll deshalb : 
zunächst 2 v. H. betragen. Die weitere Senkung 
auf 1 V. H. soll aber schon jetzt vom 1. Januar ; 
1974 ab vorgesehen werden, um damit den j 
Vorschlag der Kommission der Europäischen ; 
Gemeinschaften für eine Richtlinie des Rates j 
betreffend die Festsetzung gemeinsamer Sätze i 
der Gesellschaftsteuer *) zu unterstützen. I 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen 
werden für den Bund zu Gesellschaftsteuer- 
Mindereinnahmen führen, die für 1972 auf 
65 Millionen DM, für 1973 auf 78 Millionen DM, 
für 1974 auf 205 Millionen DM und für 1975 auf 
240 Millionen DM geschätzt werden. Diese haus- 
haltsmäßigen Auswirkungen sind bei der Fort- , 
Schreibung der mehrjährigen Finanzplanung ‘ 
berücksichtigt. ^ 


ß. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

§ 2 Nr. 5 KVStG ist durch die Richtlinie nicht ge- 
deckt und muß deshalb wegfallen. Das hat zur 
Folge, daß eine Kapitalgesellschaft, der eigene Ge- 
sellschaftsrechte unentgeltlich oder zu einer ihren 
Wert nicht erreichenden Gegenleistung überlassen 


*) Drucksache VI/ 1849, Bundes ratsdrucks a che 101 71 


werden, diese Leistung eines Gesellschafters nach 
Maßgabe des § 2 Abs. l Nr. 2 bis 4 KVStG ver- 
steuern muß, während nach geltendem Recht die 
Steuerpflicht erst durch die Veräußerung dieser Ge- 
sellschaftsrechte entsteht. 

Die neue Nummer 5 trägt dem Artikel 4 Abs. 1 
Buchstaben e bis h der Richtlinie Rechnung. Diese 
Vorschriften sollen verhindern, daß eine Kapital- 
gesellschaft, die von ihrer Gründung ab in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft der harmonisierten Gesellschaftsteuer unter- 
legen hat, durch diese steuerliche Belastung gegen- 
über einer Kapitalgesellschaft benachteiligt wird, 
die in einem Drittland gegründet worden ist und 
später in einen Mitgliedstaat übersiedelt. 

Die Neufassung des § 2 Nr. 6 KVStG entspricht im 
Grundsatz dem bisherigen Recht, betrifft jedoch im 
Ergebnis nur noch Kapitalgesellschaften, die ihre 
Geschäftsleitung und ihren satzungsmäßigen Sitz 
außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft haben. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Kapitalersetzende Gesellschafterdarlehen sollen 
weiterhin besteuert werden. Auf den allgemeinen 
Teil dieser Begründung wird Bezug genommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Neufassung des § 5 KVStG ist durch die Richt- 
linie bedingt. 

Der neue Absatz 1 bezeichnet als Kapitalgesellschaf- 
ten nur noch die deutschen Gesellschaften, die auch 
handelsrechtlich Kapitalgesellschaften sind. Außer- 
dem werden mit Rücksicht auf Artikel 3 Abs. 1 
Buchstabe a der Richtlinie die vergleichbaren Ge- 
sellschaften einbezogen, die nach dem Recht eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft gegründet sind. Diese Ergän- 
zung ist jedoch ohne materielle Bedeutung, weil die 
in Betracht kommenden Gesellschaften in aller Regel 
schon nach geltendem Recht (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 KVStG) 
erfaßt werden. Die Kolonialgesellschaften und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften sind abweichend vom 
geltenden Recht nicht mehr ausdrücklich genannt, 
werden aber unter den Voraussetzungen des neuen 
Absatzes 2 Nr. 1 und 2 auch weiterhin als Kapital- 
gesellschaften gelten. 

Absatz 2 Nr. 1 und 2 ist dem Artikel 3 Abs. 1 
Buchstaben b und c der Richtlinie angepaßt; neu 
ist, daß eine Gesellschaft, deren Anteile in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft börsenfähig sind, in jedem Fall als Kapital- 
gesellschaft gilt. Die neue Nummer 3 betrifft die 
Kommanditgesellschaften, zu deren persönlich haf- 
tenden Gesellschaftern eine Kapitalgesellschaft ge- 
hört; insoweit wird auf den allgemeinen Teil dieser 
Begründung Bezug genommen. Einem praktischen 
Bedürfnis entsprechend werden auch die Komman- 
ditgesellschaften einbezogen, zu deren persönlich 
haftenden Gesellschaftern eine als Kapitalgesell- 
schaft geltende Kommanditgesellschaft gehört. 
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Der neue Absatz 3 entspricht dem bisherigen Recht 
mit der Einschränkung, daß Kapitalgesellschaften, 
die zwar ihren Sitz im Inland, ihre Geschäftsleitung ; 
jedoch in einem anderen Mitgiiedstaat der Euro- ' 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft haben, nicht mehr 
als inländische Kapitalgesellschaften gelten. Bei die- 
sen Gesellschaften steht nach Artikel 2 Abs. 1 der 
Richtlinie das Besteuerungsrecht ausschließlich dem 
anderen Mitgliedstaat zu. 

Die Neufassung des Absatzes 4 beruht auf der Neu- 
fassung des Absatzes 3. ' 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Nach der in Buchstabe a vorgesehenen Ergänzung ; 
des § 6 Abs. 1 Nr. 1 KVStG sollen die Anteile der | 
Komplementäre einer als Kapitalgesellschaft gel- | 
tenden Kommanditgesellschaft nicht als Gesell- i 
schaftsrechte im Sinne des Gesetzes gelten. Andern- 
falls würden die Anteile einer persönlich haftenden ' 
Kapitalgesellschaft doppelt erfaßt. Soweit auch na- 
türliche Personen unbeschränkt haften, sollen ihre 
Anteile wie bisher von einer gesellschaftsteuerlichen 
Belastung frei bleiben. 

Die Änderung unter Buchstabe b beruht auf Arti- 
kel 4 Abs. 1 Buchstabe d der Richtlinie. Die Strei- 
chung des § 6 Abs. 1 Nr. 4 KVStG (Buchstabe c) 
folgt aus der Neufassung des § 5 Abs. 2 Nr. 3. 

I 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Wegen der Einschränkung des § 7 Abs. 1 Nr. 2 
KVStG wird auf den allgemeinen Teil dieser Be- 
gründung Bezug genommen. 

Die Streichung des Absatzes 3 ist ohne sachliche i 
Bedeutung, da Anteilscheine an Kapitalanlagegesell- i 
schäften nicht als Gesellschaftsrechte an einer Kapi- ' 
taigesellschaft anzusehen sind. Die Befreiung ist i 
1957 vorsorglich geschaffen worden, weil die recht- | 
liehe Ausgestaltung der Anteilscheine damals noch 
nicht eindeutig zu übersehen war. 

Der neue Absatz 3 entspricht in Nummer 1 dem ’ 
Artikel 4 Abs. 3 Buchstabe a in Verbindung mit 
Artikel 6 Abs. 2 (dritter Gedankenstrich) der Rieht- i 
linie. Die Nummer 2 übernimmt in Buchstabe a die | 
Steuerbefreiung nach § 2 des Gesetzes über Steuer- 1 
rechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des Nenn- , 
kapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Uber- | 
lassung von eigenen Aktien an Arbeitnehmer (vgl. | 
Artikel 2 § 2 des Gesetzentwurfs). Das ist zulässig, [ 
weil die Steuerpflicht für die Umwandlung von 
Rücklagen nach Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe a der 
Richtlinie nur fakultativ vorgesehen ist. Im übrigen 
berücksichtigt der Absatz 3 sowohl den Artikel 5 
Abs. 3 der Richtlinie als auch die durch die Recht- I 
sprechung zum Kapitalverkehrsteuergesetz entwik- | 
kelten Grundsätze. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Neufassung des § 8 KVStG berücksichtigt die 
Vorschriften in Artikel 5 Abs. 1 und 2 der Richtlinie. 


Nach Nummer 1 Buchstabe a der Neufassung gilt 
nunmehr auch beim Erwerb von Gesellschaftsrechten 
gegen Bareinlagen als Wert der Gegenleistung min- 
destens der Wert der Geselischaftsrechte. Dieser 
darf gemäß Artikel 5 Abs. 2 der Richtlinie nicht 
unter dem Nennwert angesetzt werden, jedoch sieht 
der Gesetzentwurf vor, daß vom Nennwert die dar- 
auf ausstehenden Einlagen abzusetzen sind. Andern- 
falls würde der Betrag dieser Einlagen sowohl beim 
Erwerb der Gesellschaftsrechte als auch bei der tat- 
sächlichen Leistung der Einlagen zur Besteuerungs- 
grundlage gehören. 


Zu Artikel 1 Nr. 7 

Wegen der in § 9 Abs. 1 der Neufassung vorge- 
sehenen Steuersätze wird auf den allgemeinen Teil 
dieser Begründung Bezug genommen. 

Die Neufassung des § 9 Abs. 2 Nr. 1 berücksichtigt 
den Artikel 7 Abs. 3 der Richtlinie. Die Einschrän- 
kung gegenüber dem geltenden Recht besteht darin, 
daß die Kapitalerhöhung binnen 4 Jahren auf eine 
Kapitalherabsetzung folgen muß, während sie nach 
geltendem Recht auch vor der Kapitalherabsetzung 
vorgenommen werden kann, sofern nur der Zu- 
sammenhang beider Maßnahmen gewährleistet ist. 
Die Beibehaltung der Ermäßigung für Leistungen 
eines Gesellschafters beruht auf Artikel 7 Abs. 4 
der Richtlinie. 

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 entspricht dem geltenden Recht, 
kann jedoch, wie im allgemeinen Teil ausgeführt, 
nur nach Maßgabe des Artikels 9 der Richtlinie bei- 
behalten werden. 

§ 9 Abs. 2 Nr. 3 ist durch Artikel 7 Abs. 1 Buch- 
stabe b der Richtlinie bedingt. Die Vorschrift beruht 
auf der Erwägung, daß das Vermögen einer Kapital- 
gesellschaft, das gegen Gewährung von Gesell- 
schaftsrechten in eine andere Kapitalgesellschaft 
eingebracht wird, in gewissem Umfang bereits der 
Gesellschaftsteuer unterlegen hat. 


Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Änderung des § 10 KVStG folgt aus der Ände- 
rung des § 2 Nr. 5. 


Zu Artikel 2 

Die in § 1 vorgesehenen Änderungen ergeben sich 
aus den in Artikel 1 vorgesehenen Änderungen des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes. 

§ 2 betrifft die Streichung von Gesellschaftsteuer- 
befreiungen, die im Verkehrsfinanzgesetz 1955 ent- 
halten sind. Diese Befreiungen sind, soweit sie sich 
auf Leistungen beziehen, gegenstandslos geworden, 
weil die in Abschnitt IV Artikel 2 und Abschnitt V 
Artikel 2 des Verkehrsfinanzgesetzes bezeichneten 
Fristen abgelaufen sind. 
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